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19. Gesetz: Regelung des Veranstaltungswesens (Wiener Veranstaltungsgesetz). 

12. 1 

Gegtz vom 29. Jänner 1971 über die Rege- 1 

lung des Veranstaltungswesens (Wiener V er- ! 
anstaltungsgeset:t) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Geltungsberei<h 

§ t. (!) Die Bestimmungen. dieses Gesetzes I 
uelten für Theateraufführungen ieder Art und fur 
Öffentliche Schaustellungen, Darbietungen und 
Belustigungen. Als öffentlich gelten diese Ver­
anstaltungen immer dann, wenn sie allgemein 
zugät>glich sind. Nicht allgemein zugängliche 
Veranstaltungen gelten dann als öffentlich, wenn 
an ihnen mehr als 20 Personen teilnehmen kön­
nen· sie sind jedoch nicht öffentlich'J wenn es sich 
nur' um Familienfeiern oder um solche ihäullliche 
VeranStaltungen handelt, die in bestimmungs­
gemäßer Verwendung einer privaten W-ohnung 
stattfinden. 

(2) Nicht unter dieses Gesetz fallen Auffüh­
rungen von Filmen und von Stebbildern sowie 
die nicht vom Kompetenztaobestand des Art. 15 
Abs. 3 des Bund-es-Verfassunigsgesetzes erfaßten 
Veransta1tungen, z. B. 
1. politisdte Veranstaltungen, die als Versamm­

lungen unter die Kompetenzbestimmungen des 
Art. 10 A!bs. 1 Z. 7 B-VG futllen, samt den 
der politischen Werbung dienenden Tatigkei­
ten po'1itisdier Parteien und Vereine sowie der 
damit alle!l'fal!s vet<bundenen sonstigen Teile 
solcher Veranstaltungen, sofern die Gesamt~ 
veransta1tung überwiegend der pOlitischen 
Werbung dient, 

2. Ver.an.staltungen, die zur Religionsausübung 
gehören, 

3. Vorträge, Kurse1 Vorlesungen, Diskussionen 
und Ausstellungen, die ausschließlidi wissen­
schaft!idien, Unterrichts-, Erziehungs-, Schu­
lungs- und Bildungszwecken dienen, 

4. erlaubte Spiele, zu deren Durchführung eine 
Gast- und Sdiankgewer'beberedttigung erfor­
derlich ist (S 16 Abs. 1 lit. g der Gewerbe­
-0rdnung), 

5. Ausstellungen und Modeschauen, die .dem Ver­
kauf oder der Entgegennahme von Bestellun-
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gen dienen und im Rahmen einer der bundes­
gesetzlichen Regelung unterliegenden Erwerbs­
tätigkeit suttfinden, ferner die bei Ausübung 
einer derartigen Erwerbstätigkeit allgemein 
üblichen öffentlichen Sdiaustellungen (Schau­
fenster, Vitrinen u. dg!l.), 

6. Ausstellungen, wenn es sich um künstlerische 
oder wissen.schaftlliche Sammlungen und Ein­
richtungen im Sinne des Art. 10 Abs. 1 Z. 13 
B-VG handelt, 

7. Veranstaltungen, die unter das Glücksspiel­
monopol fallen, 

B. die Tätigkeit der Bundestheater. 

(3) Ausgenommen von den Bestimmungen 
dieses Gesetzes sind 
1. Vemnstaltungen, die durch andere als in die­

sem Gesetz ent:ha1tene Vorschriften verboten 
sind, 

2. Messeveranstaltungen, 
3. Feiern, die von öffentlim-recht!ichen Körper­

schaften zu nationalen Anlässen abgehalten 
werden, ferne!'" Veranstaltungen, die im Rah­
men der von diesen Körperschaften durchge­
führten Empfänge und sonstigen Repräsen­
tationsve:ranstaltun-gen stattfinden. 

Einteilung der V eransultungen und Form der 
Berechtigungen 

§ 2. (!) Die unter dieses Geserz fallenden Ver­
anstaltungen sind entweder anmeldepflichtig 
oder konzessionspflichtig oder sie sind weder 
anmelde- noch konzessionspflichtig. Sie können 
entweder Einzel veranstaitungen oder in wieder­
kehrender Folge abgehaltene Dauervemmaltun­
gen sein. Für diese kann durch die Anmeldung 
oder Konzessionsverleihung eine zeitlich 
begrenzte oder unbegrenzte B,ereditigu,ng erwor­
ben werden. 

(2) Da1 aus der Anmeldung oder Konzessions­
verleihung entstehende Recht kann grundsätzlich 
nur für eine 1bestimmte feste Veranstaltungsstätte 
erworben werden, doch sind konzessionspfüchtige 
Sdiausteller- und Varietevera1maltungen, bei 
denen ein örtlicher Wechsel der Veranstaltungs­
stätte vorgesehen ist, zulässig, wenn ein beson-
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